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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 03 – Ministerium des Inneren, für 
Digitalisierung und Kommunen des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 
2023/2024 in seiner 21. Sitzung am 18. November 2022 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 26. Oktober 2022 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dota-
tionen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/3503, soweit sie den Einzel-
plan 03 berührt. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
03/1 bis 03/8, 03/14 bis 03/44 sowie die Entschließungsanträge 03/9 bis 03/13 
sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen).

Der Vorsitzende begrüßt den Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kom-
munen, den Staatssekretär im Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen und den Ministerialdirektor im Ministerium des Inneren, für Digitali-
sierung und Kommunen.

Der Berichterstatter für den Bereich Inneres und Kommunen legt dar, dem Bei-
spiel von Kolleginnen und Kollegen folgend, gestalte auch er seinen Bericht indi-
viduell. Er beschränke sich dabei im Wesentlichen auf Grundsätzliches und ver-
zichte auf die Nennung von Zahlen.

Ihm gefalle, dass sich die Beschlussfassung des Ausschusses auch auf die poli-
tischen Ziele eines Ministeriums erstrecke, die in jedem Einzelplan vor dem Be-
trags- und Stellenteil dargestellt würden. Aus diesen Zielen ergäben sich im We-
sentlichen die Aufgaben, die sich das jeweilige Ministerium stelle. Die genannten 
Ziele schlügen sich dann auch im Zahlenwerk des Einzelplans nieder.

Zu den herausragenden Besonderheiten im Einzelplan 03 gehöre zum einen, dass 
die Bundesfernstraßenverwaltung umstrukturiert worden sei. Dies führe zu Ver-
änderungen bei den Einnahmen und Ausgaben im Haushalt. Zum anderen ver-
weise er auf die Europawahl 2024, für deren Durchführung der Bund dem Land 
eine Erstattung gewähre. Er hoffe im Übrigen, dass sich diese Wahl rechtssicher 
durchführen lasse.

Im Personalbereich gehe es zum einen vor allem um die Umsetzung des Viersäu-
lenmodells nach dem Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungs-
bezügen in Baden-Württemberg 2022 und zur Anpassung dienstrechtlicher Vor-
schriften. Zum anderen sei die Einstellungsoffensive bei der Polizei fortzusetzen. 
Bei den Regierungspräsidien und den Landratsämtern wiederum würden die not-
wendigen Stellenanpassungen vorgenommen.

Der Schwerpunkt der Investitionen schließlich liege im Bereich der Digitalisie-
rung.

Wie die vorliegenden Anträge im Übrigen zeigten, könnten Stellenwert und Be-
deutung der Themen „Innere Sicherheit“ und Digitalisierung durchaus höchst un-
terschiedlich gesehen werden.

Der Berichterstatter für den Bereich Digitalisierung weist darauf hin, der Bereich 
Digitalisierung werde im Einzelplan 03 insbesondere in den drei Kapiteln abge-
bildet, auf die er im Folgenden näher eingehe.

Das Kapitel 0302 – Allgemeine Bewilligungen – mit der Titelgruppe 71 – Auf-
wand für E-Government-Infrastruktur „service-bw“, für die Umsetzung des OZG, 
des Single-Digital-Gateway und des E-Government-Gesetzes BW – enthalte im 
Wesentlichen die Ausgaben des Landes für die Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes (OZG). Die Gesamtausgaben zur Finanzierung des OZG beliefen sich 
im Jahr 2023 auf 11,1 Millionen € und im Jahr 2024 auf 7,1 Millionen €. Hinzu 



21

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3703

kämen neu geschaffene Rücklagen zur Umsetzung des OZG. Ihr Volumen betrage 
insgesamt 80 Millionen €.

Das Kapitel 0303 – Digitalisierung – umfasse vor allem die Ausgaben des Landes 
zur Förderung des Ausbaus der Breitbandinfrastruktur. Über Kapitel 0303 würden 
daneben u. a. Maßnahmen des Strategiedialogs Automobilwirtschaft sowie Zu-
wendungen an die Digitalakademie Baden-Württemberg abgewickelt.

Die in Kapitel 0303 eingestellten Kassenmittel in Höhe von 329,6 Millionen € 
im Jahr 2023 und von 387,6 Millionen € im Jahr 2024 kämen vornehmlich dem 
Ausbau der digitalen Infrastruktur zugute. Für die Breitbandförderung seien neue 
Verpflichtungsermächtigungen, also neue Bewilligungsmöglichkeiten, in Höhe 
von 440,4 Millionen € im Jahr 2023 und von 200 Millionen € im Jahr 2024 vor-
gesehen, die in den Jahren 2024 bis 2030 zur Auszahlung anstünden. 

Der Großteil der Breitbandfördermittel diene der Kofinanzierung der Bundesför-
derung. Mit der Verwaltungsvorschrift Gigabitmitfinanzierung und der geplanten 
Nachfolgeregelung passe sich das Land an die geltende Gigabitrichtlinie des Bun-
des an. Die reine Landesförderung nach der Verwaltungsvorschrift Breitbandför-
derung laufe Ende des Jahres 2022 aus. Im Jahr 2023 würden die letzten Bewilli-
gungen im Rahmen dieser Richtlinie übergeben. 

Die Kommunen hätten die neue Förderkulisse des Landes sehr gut angenommen. 
In der Folge seien bis Juni 2022 die meisten Bundesfördermittel – rund 1 Milliar-
de € von insgesamt 3 Milliarden € – nach Baden-Württemberg geflossen. 

Für die als zentrale Koordinierungs- und Meldestelle errichtete Cybersicherheits-
agentur Baden-Württemberg stehe das Kapitel 0308 – Cybersicherheitsagentur 
– mit Betrags- und Stellenteil zur Verfügung. Die in das Kapitel eingestellten Ge-
samtausgaben beliefen sich in den Jahren 2023 und 2024 auf jeweils 8,8 Millio-
nen €. Der größte Anteil davon entfalle auf das Personalausgabenbudget in Höhe 
von jeweils 6,3 Millionen €. Für sächliche Verwaltungsausgaben und Investitio-
nen stünden in den Jahren 2023 und 2024 jeweils 2,5 Millionen € zur Verfügung. 
Des Weiteren seien im Kapitel 0308 für die Cybersicherheitsagentur 88,5 Stellen 
ausgebracht. 

Zum informationstechnischen Gesamtbudget: Ausgaben und gegebenenfalls Ein-
nahmen für Informationstechnik seien grundsätzlich in Titelgruppe 69 – Auf-
wand für Informationstechnik – veranschlagt. Enthalten seien die Bereiche EDV,  
Bürokommunikation, Telekommunikation und Nachrichtentechnik. Diese Ausga-
ben bildeten grundsätzlich das informationstechnische Gesamtbudget (IGB). Das 
IGB des Einzelplans 03 betrage im Entwurf des Staatshaushaltsplans 257,3 Mil-
lionen € im Jahr 2023 und 268,4 Millionen € im Jahr 2024.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden bei 
jedem Aufruf von Kapiteln, Anträgen und weiteren Beratungsge-
genständen nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der Vielzahl 
der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. Soweit also 
nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache vermerkt sind, ist 
der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die Beschlussfassung 
eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/3503, so-
weit diese den Einzelplan 03 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.
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Kapitel 0301

Ministerium

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 03/19 sowie die Entschließungsanträ-
ge 03/9 und 03/10 mit zur Beratung auf. Er weist darauf hin, die beiden Entschlie-
ßungsanträge beträfen jeweils auch die Kapitel 0315 bis 0318, 0335 bis 0344 
sowie 0346 bis 0348.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, im Interesse einer zügigen 
Beratung mache er bei diesem Kapitel einige grundsätzliche Ausführungen zum 
gesamten Einzelplan. Später werde er bei einzelnen Anträgen noch Nachfragen 
stellen. 

Der von der Regierung ursprünglich aufgestellte Haushalt sehe relativ wenige 
Mittel vor, was die Ausstattung des Katastrophenschutzes betreffe. Regierungs- 
und Oppositionsfraktionen hätten dieses Defizit gleichermaßen erkannt und Än-
derungsanträge eingebracht, um den Katastrophenschutz zu stärken. Die SPD be-
grüße, dass das Parlament dieses Defizit nun „repariere“. 

Die Regierungsfraktionen wollten die Stellensituation beim Polizeivollzugsdienst 
verbessern. Dies trage seine Fraktion mit. Allerdings irritiere sie es, dass ein Teil 
der Kosten, die durch die vorgesehenen Stellenhebungen entstünden, dem Än
derungsantrag 03/25 zufolge 2023 durch eine zusätzliche Einsparauflage von  
350 000 € im Innenressort finanziert werden solle.

Auch den von den Regierungsfraktionen begehrten Personalmaßnahmen zur Stär-
kung der Umweltverwaltung stimme die SPD zu. So bestünden gerade bei Geneh-
migungsverfahren noch Defizite.

Nicht zustimmen werde seine Fraktion hingegen dem Änderungsantrag 03/23 von 
Grünen und CDU, der für 2023 einen Zuschuss an den Städtetag für das Projekt 
„Ich kann das! – Bürgermeisterinnentalente gesucht!“ begehre. Die SPD erachte 
dies grundsätzlich für eine gute Idee, habe bei näherer Betrachtung jedoch Zwei-
fel an der Neutralität des aufgegriffenen Projekts. So stehe in der Begründung des 
Änderungsantrags 03/23: 

�Das Projekt soll gemeinsam mit den kommunalen Landesverbänden 
und von den Koalitionspartnern gefördert werden.

Um der Neutralität gerecht zu werden, müsste es aus Sicht der SPD statt „von den 
Koalitionspartnern“ heißen: „vom Land“. Andernfalls erscheine es zweifelhaft, 
ob das Projekt allen Interessentinnen offenstehe.

Auch in Bezug auf die Digitalisierung weise der Regierungsentwurf ein Defizit 
auf. Das Parlament scheine sich einig zu sein, dass auf diesem Gebiet ebenfalls 
mehr Mittel benötigt würden.

Der Minister für Finanzen unterstreicht, der von der Regierung vorgelegte Haus-
haltsentwurf sei von Unsicherheit geprägt gewesen. Zum Zeitpunkt der Einbrin-
gung des Haushalts in den Landtag habe über den weiteren Konjunkturverlauf 
sowie die Ergebnisse der Steuerschätzung und der Ministerpräsidentenkonferenz 
mit dem Bundeskanzler keine Klarheit bestanden. Hierbei handle es sich um drei 
wesentliche Grundlagen für die Aufstellung eines Haushalts. Deshalb sei der Re-
gierungsentwurf auch nie als abgeschlossenes Werk zu verstehen gewesen. Viel-
mehr habe es sich um einen Vorschlag gehandelt, bei dem schon im Moment sei-
ner Einbringung klar gewesen sei, dass er im Lichte der weiteren Entwicklungen 
angepasst werden müsse. Genau dies geschehe nun. Insofern würden auch nicht 
Defizite „repariert“, sondern arbeiteten Regierung und Parlament in der üblichen 
Weise zusammen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erwidert, ungeachtet der Zahlen, von 
denen ausgegangen werde, lasse sich einem Regierungsentwurf entnehmen, wo 
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Schwerpunkte gesetzt würden und wo Defizite vorlägen. Die Regierung habe 
für die Ausstattung des Katastrophenschutzes nicht die notwendigen Mittel aus-
gebracht. Auf anderen Gebieten habe vielleicht kein Defizit bestanden. Dies sei 
Gegenstand seiner Bewertung gewesen. 

Dem Änderungsantrag 03/19 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Kapitel 0301 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Ausschuss lehnt die Entschließungsanträge 03/9 und 03/10 je-
weils mehrheitlich ab.

Kapitel 0302 

Allgemeine Bewilligungen

Der Vorsitzende ruft hierzu die Änderungsanträge 03/1 und 03/20 bis 03/25 sowie 
die Entschließungsanträge 03/11 und 03/12 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP hebt hervor, seine Fraktion halte 
es für sehr wichtig, dass im Bereich der Verwaltungsdigitalisierung nachgezogen 
werde. Deshalb stimme die FDP/DVP den entsprechenden Anträgen der SPD zu, 
aber auch den wenigen, die die Regierungsfraktionen hierzu gestellt hätten. 

Seine Fraktion selbst beantrage im Entschließungsantrag 03/12, das Portal „ser-
vice-bw.de“ zu einer Dienstleistungsplattform für die Kommunen weiterzuentwi-
ckeln. Die FDP/DVP hielte dies für außerordentlich sinnvoll und frage, weshalb 
die Landesregierung ihren Blick bisher nicht auf diesen Punkt gerichtet habe.

Der Ministerialdirektor im Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kom-
munen gibt bekannt, das Innenministerium sehe den Servicecharakter des Portals 
„service-bw.de“ für die Kommunen sehr wohl. Es habe jedoch einen anderen 
Weg gewählt und die Landesoberbehörde IT-Baden-Württemberg (BITBW) über 
einen Rahmenvertrag beauftragt, schwerpunktmäßig auch „hier“ tätig zu werden. 
Dabei werde z. B. auch der kommunale IT-Dienstleister Komm.ONE einbezogen. 
Das Innenministerium werde die Entwicklung beobachten, sei aber davon über-
zeugt, dass es einen sachgerechten Weg eingeschlagen habe.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE erklärt, er habe Verständnis für das An-
liegen der FDP/DVP, das Portal „service-bw.de“ zu einer Dienstleistungsplatt-
form weiterzuentwickeln. So hätten vielleicht gerade kleinere Kommunen oft 
Schwierigkeiten, das notwendige Personal zu gewinnen, um eigene Anwendun-
gen einzuführen. Er meine jedoch, dass die Komm.ONE in diesem Zusammen-
hang der richtige Ansprechpartner wäre, und frage die FDP/DVP, in welcher 
Rolle sie diesen kommunalen IT-Dienstleister sehe. Er würde es als kritisch be-
trachten, Kommunen und Komm.ONE durch Einschaltung der BITBW quasi zu 
bevormunden.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP entgegnet, seine Fraktion spreche in 
ihrem Entschließungsantrag 03/12 weder von der BITBW noch von Komm.ONE, 
noch von einem Dritten, sondern lasse bewusst offen, wer das Portal „service-bw.
de“ zu einer Dienstleistungsplattform weiterentwickle. Die Frage, um wen es sich 
dabei handeln solle, sei zweitrangig. 

Er fährt fort, der Wunsch nach der in Rede stehenden Weiterentwicklung kom-
me auch aus den Kommunen selbst. Sie führten an, das Portal „service-bw.de“ 
stelle vor allem eine bessere Internetseite dar, über die Anträge eingereicht wer-
den könnten. Die digitale Weiterverarbeitung erfolge jedoch nicht über das Portal 
„service-bw.de“, sondern müsse durch die Kommunen selbst erledigt werden. Mit 
dieser Aufgabe seien vor allem kleinere Kommunen überfordert. Darauf gehe das 
Begehren des Entschließungsantrags 03/12 zurück.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt, wo genau die zusätzlichen Einspa-
rungen von 350 000 € erbracht werden sollten, die der Änderungsantrag 03/25 der 
Regierungsfraktionen für 2023 im Innenressort vorsehe.

Der Ministerialdirektor im Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen antwortet, die Erwirtschaftung der globalen Minderausgabe für den 
Einzelplan 03 werde im Zuge des Beginns des nächsten Haushaltsjahres im Detail 
konkretisiert.

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag 03/20 mehrheitlich, 
dem Änderungsantrag 03/21 einstimmig und dem Änderungsantrag 
03/22 mehrheitlich zu. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU zeigt auf, der Abgeordnete der Fraktion 
der SPD sei bereits im Rahmen der Beratung des Kapitels 0301 – Ministerium – 
auch auf den jetzt mit aufgerufenen Änderungsantrag 03/23 der Regierungsfrak-
tionen eingegangen und habe Zweifel an der Neutralität des Projekts „Ich kann 
das! – Bürgermeisterinnentalente gesucht!“ geäußert. Die Regierungsfraktionen 
beantragten einen Zuschuss an den Städtetag Baden-Württemberg für dieses Pro-
jekt. Dem Änderungsantrag zufolge solle unter der Zweckbestimmung des be-
treffenden Titels als Erläuterung noch folgender Text mit in den Haushaltsplan 
aufgenommen werden:

Veranschlagt ist die Zuwendung aus Landesmitteln für das Projekt ...

Dies müsste die Zustimmung zu dem Änderungsantrag erleichtern. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erwidert, hinsichtlich dessen, was tat-
sächlich gewollt sei, helfe meistens die schriftliche Begründung des jeweiligen 
Antrags weiter.

Dem Änderungsantrag 03/23 wird mehrheitlich, dem Änderungsan-
trag 03/24 einstimmig und dem Änderungsantrag 03/25 wiederum 
mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 03/1 verfällt mehrheitlich der Ablehnung. 

Kapitel 0302 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Die Entschließungsanträge 03/11 und 03/12 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt.

Kapitel 0303

Digitalisierung

Der Vorsitzende ruft den Entschließungsantrag 03/13 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE bemerkt, vor zwei, drei Monaten habe 
der Bund die Förderung des Ausbaus der Breitbandinfrastruktur gestoppt, da der 
Fördertopf aufgebraucht gewesen sei. Er frage, ob das Innenministerium schon 
Gespräche mit dem Bund geführt habe, wie die Situation im nächsten Jahr einge-
schätzt werde. Ferner interessiere ihn, ob Möglichkeiten bestünden, hier im Land 
auch ohne Bundesfördermittel beim Breitbandausbau weiter aktiv zu sein. Dies 
halte seine Fraktion für einen wichtigen Aspekt.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP macht darauf aufmerksam, der 
Bund habe allein 2022  1 Milliarde € an Fördermitteln für Baden-Württemberg 
bewilligt. Somit müsse das Land, da der Bund 50 % und das Land 40 % der för-
derfähigen Kosten bezuschusse, rund 800 Millionen € an Kofinanzierungsmitteln 
aufbringen. Er frage, ob die vom Land bereitgestellten Mittel dafür ausreichten.
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Dadurch, dass sich das Verfahren über mehrere Jahre hinziehe, sei im Grunde 
nicht vorhersehbar, wann die entsprechenden Mittel auf Landesseite abgerufen 
würden. Daher bitte er um Auskunft, ob berücksichtigt werde, dass es in Zukunft 
noch deutlich mehr Kofinanzierungsmittel des Landes bedürfe, da vor Kurzem 
viele Mittel für Baden-Württemberg bewilligt worden seien.

Was die grundsätzliche Thematik angehe, die sein Vorredner angesprochen habe, 
so seien bereits öffentlich Ankündigungen erfolgt. Damit hätten sich auch Bun-
destag und Landtag schon beschäftigt, sodass die entsprechenden Informationen 
vorlägen. 

Politische Entscheidungen in der Vergangenheit hätten Baden-Württemberg sehr 
abhängig von Bundesfördermitteln gemacht. In der übrigen Republik sei die  
Situation hingegen eine andere. Angesichts dessen benötige Baden-Württemberg 
auch eigene Initiativen, wie beispielsweise die Voucher-Förderung. Diese sei vom 
Innenministerium zwar schon als Pilotprojekt angeregt worden, doch habe er seit-
dem nicht viel davon gehört. Entsprechende Mittel seien auch jetzt nicht im Haus-
halt veranschlagt. Daher frage er, ob eine solche Förderung nun mit vorgesehen sei.

Der Abgeordnete verweist abschließend auf das Anliegen des Entschließungs-
antrags 03/13 seiner Fraktion und betont, damit werde ein zentraler Punkt ange
sprochen, um den Breitbandausbau zu beschleunigen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU führt an, die Kofinanzierungsmittel des 
Landes seien zugesagt und auch im Haushalt veranschlagt, zum Teil in Form von 
Verpflichtungsermächtigungen. Das Land verfüge über ausreichend Kofinanzie-
rungsmittel. Das Problem bestehe aber darin, dass der Bund keine Fördermittel 
mehr bereitstelle. Deshalb gehe es nur darum, dass der Bund weitere Mittel zur 
Verfügung stelle.

Im Übrigen erfolge der Breitbandausbau auch in Baden-Württemberg an vielen 
Orten privatrechtlich, ohne dass es hierfür Fördermittel gäbe. Hierzu bedürfe es 
auch keiner Vouchers. Mit den Zuschüssen wiederum werde der Ausbau dort vor-
genommen, wo sich dieser für den Markt nicht lohne.

Vor diesem Hintergrund sei ihm nicht ganz verständlich, worin das Problem  
liege. Baden-Württemberg sei beim Breitbandausbau relativ zügig unterwegs. 

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP entgegnet, vom Bund seien doppelt 
so viele Mittel bereitgestellt worden wie unter der vorigen Bundesregierung. Da-
her könne nicht davon gesprochen werden, der Bund stelle zu wenig Mittel bereit. 
Wie der Berichterstatter für den Bereich Digitalisierung zuvor mitgeteilt habe, sei 
von den 3 Milliarden € an Bundesfördermitteln 1 Milliarde € nach Baden-Würt-
temberg geflossen. Dieser Anteil liege deutlich über dem, der dem Land nach 
gängigen Berechnungsverfahren wie dem Königsteiner Schlüssel zustünde.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU unterstreicht, in Baden-Würt-
temberg würden die Mittel deshalb so gut abgerufen, weil das Land 40 % der 
förderfähigen Kosten kofinanziere. Er würde es begrüßen, wenn andere Länder 
diesem Vorgehen folgten. Wenn der Bund aber keine Fördermittel mehr gewähre, 
komme es zu einer Förderlücke. Somit ergäben sich hier Probleme. Daher bitte 
er seinen Vorredner, sich beim Bundesfinanzminister dafür einzusetzen, dass der 
Bund seinen Förderstopp aufhebe und auch für Baden-Württemberg wieder Mittel 
bereitstelle.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP trägt vor, ihn erstaune das „Mär-
chen“ vom Förderstopp. Ab Januar 2023 stünden im nächsten Haushalt die Mittel 
zur Verfügung. Insofern entspreche die Darstellung, die hier seitens der Regie-
rungsfraktionen vorgetragen worden sei, seines Erachtens nicht den Tatsachen 
und verwundere ihn die eine oder andere Argumentation.

Im Übrigen sei ein geförderter Ausbau nicht zwangsläufig der bessere. Da andere 
Länder offenbar besser als Baden-Württemberg mit einem eigenwirtschaftlichen 
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Ausbau zurechtkämen, sollte sich die Frage stellen, ob das Vorgehen hier das 
richtige sei.

Der zuerst zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der CDU bringt zum 
Ausdruck, der Bund habe von einem Tag auf den anderen sämtliche Förderanträ-
ge negativ beschieden. Dies habe selbstverständlich Konsequenzen für die Finan-
zierung von Ausbauvorhaben. Abgesehen davon stehe das Argument auf tönernen 
Füßen, dass in anderen Ländern, die im Vergleich mit Baden-Württemberg we-
niger Fördermittel abriefen, deshalb mehr privatrechtlich ausgebaut werde. Dies 
müsste anhand von Zahlen belegt werden. So seien im Digitalisierungsatlas nicht 
alle anderen Bundesländer vor Baden-Württemberg platziert. 

Insofern wäre er dankbar, wenn der Bund für eine Förderpraxis sorgte, nach der 
nicht plötzlich alle Förderanträge negativ beschieden würden, sondern rechtzei-
tig mit Verpflichtungsermächtigungen gearbeitet würde, wie dies auch in Baden-
Württemberg erfolge.

Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen führt aus, die bei-
den Abgeordneten der Fraktion der CDU hätten das Ganze im Grunde sehr kom-
petent und richtig dargestellt. 

Selbstverständlich habe er sich gemeinsam mit der kommunalen Seite, die über 
den urplötzlichen Förderstopp schockiert gewesen sei, unverzüglich an den Bund 
gewandt. Dieser Förderstopp sei entgegen allen Versprechungen und ohne jegli-
che Ankündigung erfolgt. Diesen Umgang mit der kommunalen Seite halte er für 
absolut inakzeptabel. 

Dass möglicherweise 2023 wieder Geld zur Verfügung gestellt werde, ändere 
nichts daran, dass die Vorhaben der Kommunen nicht wie geplant realisiert wer-
den könnten; so seien beispielsweise bereits Aufträge für Planungsleistungen er-
teilt worden. Dies habe er gegenüber dem Bund geltend gemacht. 

Im Übrigen wäre es durchaus möglich gewesen, den Förderstopp in der Berei-
nigungssitzung des Deutschen Bundestags zu korrigieren. Dies sei nicht erfolgt. 
Vom Bund stünden keine Mittel für die Digitalisierung zur Verfügung. Bei dem 
klugen Haushaltsgesetzgeber in Baden-Württemberg stelle es sich anders dar.

Die Landesregierung wolle sich mit dem Thema weiter intensiv beschäftigen, 
weil die Gefahr drohe, dass der Bund die Förderkulisse zum Nachteil des Landes 
Baden-Württemberg verändere. Er hoffe auf die Unterstützung aus dem Parla-
ment, die es bisher nicht gegeben habe, dass das Land in Berlin einbezogen wer-
de, damit die Förderkulisse, die in den letzten Jahren für Baden-Württemberg 
außerordentlich vorteilhaft gewesen sei, nicht zerstört werde. 

Der Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP habe recht, Baden-Württemberg 
habe mehr Geld abgerufen, als ihm nach dem Königsteiner Schlüssel zustehe. 
Es gehe allerdings nicht um den Königsteiner Schlüssel, sondern darum, wie die 
Förderpolitik eines Landes aussehe. Die Förderpolitik sei exakt darauf ausgelegt 
gewesen, dass Baden-Württemberg von den Bundesmitteln maximal profitiere. 
Deswegen sei es genau richtig, dass Baden-Württemberg viele Bundesmittel ab-
gerufen habe. Dies gehe mit der schwierigen Topografie des Landes einher. 

Im Übrigen handle es sich um eine Falschbehauptung, das Land setze nur auf den 
öffentlichen Ausbau. Die Telekom beispielsweise nehme in der Region Stuttgart 
eines der größten Projekte überhaupt vor, was die digitale Infrastruktur angehe. 
Ein Unternehmen wie Vodafone habe durch die Aufrüstung des Kabelnetzes da-
für gesorgt, dass inzwischen bei etwa 60 % der Haushalte gigabitfähige Struk-
turen vorlägen. Als er sein Amt angetreten habe, seien es 1,4 % der Haushalte 
gewesen. Trotz dieser Milliardeninvestitionen, die durch die Privatwirtschaft ge-
tätigt würden, bedürfe es des öffentlich geförderten Ausbaus, weil sich bei rund 
einer halben Millionen Adresspunkte ein privatwirtschaftlicher Ausbau nicht loh-
ne. Deswegen halte er es für sehr wichtig, die Förderung weiter vornehmen zu 
können. Hier sei das Land auch in Zukunft auf eine Bundesförderung in Höhe von 
50 % angewiesen. 



27

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3703

Er sei dem Haushaltsgesetzgeber dankbar, wenn auch in den nächsten Jahren über 
Verpflichtungsermächtigungen die Möglichkeit bestehe, das Bundesprogramm 
kräftig kozufinanzieren. Dies stelle sich für die kommunale Seite in einem Flä-
chenland wie Baden-Württemberg außerordentlich wichtig dar.

Nach Bekanntwerden des Förderstopps habe er sich unverzüglich an die Bundes-
regierung gewandt. Das Land habe beantragt, dies zu einem Thema bei der nächs-
ten Innenministerkonferenz zu machen. 

Kapitel 0303 mehrheitlich genehmigt.

Der Entschließungsantrag 03/13 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0304

Regierungspräsidium Stuttgart

Den Änderungsanträgen 03/26 (insgesamt) und 03/41 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0304 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0305

Regierungspräsidium Karlsruhe

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/15, 03/27 und 03/42 mit zur Be-
ratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD äußert, er werbe für den Änderungsan-
trag 03/15 seiner Fraktion. Das Asylrecht, das unbestritten sei, dürfe nicht zum 
Einwanderungsrecht werden, indem Behörden abgelehnte Asylbewerber nicht 
abschieben könnten, weil das Personal nicht ausreiche. Deswegen dränge seine 
Fraktion darauf, zusätzliche Stellen zu schaffen. Dies gelte gerade vor der Hinter-
grund der Situation mit der Ukraine, da der Bedarf bestehe, Menschen unterzu-
bringen, die dies wirklich nötig hätten. Das Land könne nicht so weitermachen 
wie bisher. Menschen, die nachweislich unbegründet gekommen seien, sollten 
nicht bleiben. 

Der Änderungsantrag 03/15 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt. 

Den Änderungsanträgen 03/27 (insgesamt) und 03/42 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 0305 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0306

Regierungspräsidium Freiburg

Den Änderungsanträgen 03/28 (insgesamt) und 03/43 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0306 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.
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Kapitel 0307

Regierungspräsidium Tübingen

Den Änderungsanträgen 03/29 (insgesamt) und 03/44 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 0307 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0308 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 0309

Zentrale Informationstechnik Landesverwaltung

Der Änderungsantrag 03/2 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Den Änderungsanträgen 03/30 und 03/31 wird jeweils mehrheitlich 
zugestimmt. 

Kapitel 0309 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0310

Feuerwehrwesen, Katastrophenschutz, 
Rettungsdienst, Krisenmanagement

Die Änderungsanträge 03/16 und 03/17 werden jeweils mehrheit-
lich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 03/32 wird einstimmig zugestimmt.

Der Änderungsantrag 03/3 wird mehrheitlich abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 03/33 und 03/34 wird jeweils einstimmig 
zugestimmt.

Der Vorsitzende hält fest, dass sich mit der Annahme des Änderungsantrags 03/34 
eine Abstimmung über den Änderungsantrag 03/4 erübrigt habe.

Die Änderungsanträge 03/5 und 03/6 werden jeweils mehrheitlich 
abgelehnt. 

Kapitel 0310 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0311 und Kapitel 0312 jeweils einstimmig genehmigt. 

Kapitel 0314

Zentrale Veranschlagungen Polizei

Dem Änderungsantrag 03/35 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt. 

Der Änderungsantrag 03/18 wird mehrheitlich abgelehnt. 
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Dem Änderungsantrag 03/36 wird einstimmig zugestimmt. 

Kapitel 0314 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0315

Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei

Dem Änderungsantrag 03/37 wird einstimmig zugestimmt. 

Kapitel 0315 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0316 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0317 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0318

Landeskriminalamt

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/7, 03/14, 03/38 und 03/39 mit zur 
Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP erklärt, sie werbe für den Ände-
rungsantrag 03/14 ihrer Fraktion. Bereits bei den Haushaltsberatungen im ver-
gangenen Jahr habe ihre Fraktion den Antrag zum Erwerb eines Informations-
fahrzeugs für Zwecke der polizeilichen Kriminalprävention eingebracht. Zuletzt 
sei zu vernehmen gewesen, es gebe zwei Sprinter. Diese könnten allerdings nach 
Ansicht ihrer Fraktion und der Polizisten, die mit diesen Fahrzeugen arbeiteten, 
das große Informationsfahrzeug nicht angemessen ersetzen. Sie meine, Präven-
tion liege allen sehr am Herzen.

Dem Änderungsantrag 03/38 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt. 

Der Änderungsantrag 03/7 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 03/39 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 03/14 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0318 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0319

Landesamt für Verfassungsschutz

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 03/8 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, grundsätzlich befürwor-
te seine Fraktion mehr Stellen im Landesamt für Verfassungsschutz. Die Begrün-
dung im Änderungsantrag 03/8 der SPD-Fraktion sei auch nachvollziehbar. Ihn 
interessiere allerdings, wie die vorgeschlagene Stellenverteilung zustande kom-
me, zumal mit einer A-15-Stelle relativ hoch angesetzt werde, bzw. ob eine neue 
Abteilung geschaffen werden solle. 
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Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD antwortet, seine Fraktion habe sich die 
Organisation anderer Verfassungsschutzeinrichtungen angesehen und die Forde-
rungen in ihrem Änderungsantrag daran orientiert.

Der Änderungsantrag 03/8 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt.

Kapitel 0319 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 0320 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 0330

Ausländer und Aussiedler

Dem Änderungsantrag 03/40 wird einstimmig zugestimmt. 

Kapitel 0330 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0335 bis Kapitel 0348 in gemeinsamer Abstimmung mehr-
heitlich genehmigt. 

Der Vorsitzende hält auf Nachfrage fest, dass zu den Projekten aus dem Bereich 
des Innenministeriums, die im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – 
veranschlagt seien, keine Wortmeldungen vorlägen.

27.11.2022/28.11.2022

Ulli Hockenberger (Bereich Inneres und Kommunen)

Frank Bonath (Bereich Digitalisierung)
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